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Im Focus
BGH: Haftung des Entsorgers für vermietete Abfallcontainer?
Entsorgungsunternehmen können als sog. Zustandsstörer für von ihnen auf Grundstücken bereitgestellte Abfallcontainer heran-
gezogen werden, wenn das Recht des Vertragspartners, das Grundstück zu nutzen, erlischt. Dies gilt auch bei Kündigung des Miet -
vertrags mit dem Grundstückseigentümer. In diesem Fall ist neben dem Container auch der darin befindliche Abfall zu entsorgen.
Zustandsstörer ist derjenige, der die Beeinträchtigung zwar nicht verursacht hat, durch dessen maßgebenden Willen der beein-
trächtigende Zustand aber aufrechterhalten wird. Voraussetzung ist weiter, dass er die Möglichkeit zur Beseitigung hat und ihm
die Beeinträchtigung zurechenbar ist.
Im Streitfall war Kläger ein Grundstückseigentümer, der Lagerhallen an eine Drittfirma vermietet hatte. Diese bestellte mehrere
Abfallcontainer, welche der Entsorger auf dem Grundstück bereitstellte. Da sie die Rechnung für die Containermiete nicht zahlte,
holte das Entsorgungsunternehmen die Container nicht ab. Das Mietverhältnis der Klägerin zu der Drittfirma wurde beendet und
die Zwangsräumung vorgenommen. Über das Vermögen der betroffenen Firma wurde Insolvenz eröffnet, woraufhin der Ent -
sorger erklärte, die Container nur dann abzuholen, wenn diese keine Abfälle mehr enthielten. Der Grundstückseigentümer verlang-
te die Entfernung der Container inklusive der darin befindlichen Abfälle.
Mit Urteil vom 26.03.2021 – V ZR 77/20 hat der BGH eine Haftung des privaten Entsorgungsunternehmens als Zustandsstörer
für die vermieteten Abfallcontainer bejaht. Zwar sei es zunächst rechtmäßig gewesen, auf dem Grundstück der Klägerin die Abfall-
sammelcontainer aufzustellen. Dieses Recht sei mit der Zwangsräumung der Firma durch den Gerichtsvollzieher erloschen, der
Grundstückseigentümer müsse einen weiteren Verbleib von fremden Gegenständen auf dem Grundstück nicht mehr dulden. Die
abgestellten Gegenstände beeinträchtigten das Eigentum ab diesem Zeitpunkt rechtswidrig.
Das Entsorgungsunternehmen sei Zustandsstörer, d.h. es habe die Beeinträchtigung zwar nicht verursacht, durch seinen Willen
werde aber der beeinträchtigende Zustand aufrechterhalten. Voraussetzung sei, dass der In-Anspruch-Genommene die Quelle der
Störung beherrsche, diese also beseitigen könne. Für eine Zurechnung dieser Beeinträchtigung reiche es aus, dass er Eigentümer
oder Besitzer der störenden Sache sei.
Das Entsorgungsunternehmen habe sich verpflichtet, die Container nach Befüllung wieder abzuholen und die Abfälle zu entsor-
gen. Es liege daher im Verantwortungsbereich der Beklagten, dass eine Abholung nicht erfolgt sei. Dabei stehe es der Eigenschaft
als Zustandsstörer auch nicht entgegen, dass die Beklagte eine Bezahlung durch die (insolvente) Firma erwartete und nicht erhal-
ten habe. Auch der unbefugte Einwurf von Abfällen Dritter ändere an der Zustandsstörereigenschaft nichts. Anderes gelte nur
dann, wenn die Befüllung der auf dem Grundstück aufgestellten Container durch unbefugte Dritte ein besonders eigenartiger,
 unwahrscheinlicher und nach dem gewöhnlichen Verlauf außer Acht zu lassender Umstand sei. Das sei nicht der Fall: Es entspre-
che allgemeiner Lebenserfahrung, dass Dritte unbefugt Abfall in einen offenen und frei zugänglichen Container einwerfen.               

> DokNr. 21006223

Tankgutscheine als sozialversicherungspflichtiges Entgelt
Tankgutscheine über einen bestimmten Euro-Betrag und Einnahmen aus der Vermietung von Werbeflächen auf privaten Pkw, die
als neue Gehaltsanteile an Stelle des Bruttoarbeitslohns erzielt werden, sind sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt und
 unterliegen der Beitragspflicht. Dies hat das Bundessozialgericht (BSG) mit Urteil vom 23.02.2021 - B 12 R 21/18 R entschieden.
Vereinbart ein Arbeitgeber mit der Belegschaft einen teilweisen Lohnverzicht und gewährt im Gegenzug an Stelle des Arbeitslohns
Gutscheine und zahlt Miete für Werbeflächen auf den Pkw der Belegschaft, handelt es sich dabei sozialversicherungsrechtlich um
Arbeitsentgelt, so das BSG. Dieses umfasse grundsätzlich alle im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehenden geld -
werten Vorteile. Ein solcher Zusammenhang bestehe hier, weil der ursprüngliche Bruttoarbeitslohn rechnungsmäßig fortgeführt
und die Tankgutscheine und Werbeeinnahmen als „neue Gehaltsanteile“ angesehen wurden. Demzufolge komme es nicht darauf
an, dass die Werbeeinnahmen auf eigenständigen Mietverträgen mit der Belegschaft beruhten. Auch die Tankgutscheine stellten
einen Sachbezug da, weil sie auf einen bestimmten Euro-Betrag lauteten und als Geldsurrogat teilweise an die Stelle des wegen
Verzichts ausgefallenen Bruttoverdienstes getreten waren. Die steuerrechtliche Bagatellgrenze von 44 Euro im Monat komme
 daher nicht zur Anwendung.                                                                                                                                                         > DokNr. 21006224
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